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Das Wichtigste in Kürze 
Im Jahre 2002 wurden in Deutschland zwei Instrumente der aktiven Arbeits-
marktpolitik eingeführt, mit denen die Vermittlung von Arbeitslosen in offe-
nen Stellen durch private Vermittler gefördert werden soll. Dabei handelt es 
sich zum einen um Vermittlungsgutscheine (VGS), und zum anderen um die 
Beauftragungen privater Dritter zur Vermittlung von Arbeitslosen. Im Ge-
setz wurde festgelegt, dass für die Weiterentwicklung der neuen Instrumente 
die Ergebnisse empirischer Wirksamkeitsanalysen berücksichtigt werden sol-
len. Die Wirkung der Instrumente wurde in der Einführungsphase (bis Ende 
2004) im Rahmen eines vom Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
der Bundesagentur für Arbeit (IAB) in Auftrag gegebenen Projektes „Be-
gleitforschung zur Vermittlung“ wissenschaftlich untersucht. In diesem Pro-
jekt war das ZEW unter anderem für die mikroökonometrische Evaluation 
verantwortlich.  
Die vorliegende Arbeit stellt daraus die Ergebnisse der Analyse der relativen 
Wirksamkeit von VGS und Beauftragungen Dritter mit der gesamten Ver-
mittlung (BDGV) im direkten Vergleich vor. Konkret wird die Frage unter-
sucht, um wie viel höher (oder niedriger) die Beschäftigung unter den Bezie-
hern von VGS gewesen wäre, wenn sie stattdessen einem Dritten für die ge-
samte Vermittlung zugewiesen worden wären (BDGV), oder umgekehrt. Die 
Untersuchung basiert auf den Prozessdaten der Bundesagentur für Arbeit und 
bezieht sich auf das Jahr 2004. In diesem Jahr wurden diesen Daten zu Folge 
pro Monat zwischen 20.000 und 40.000 Arbeitslose in eine BDGV zugewie-
sen, während zwischen 60.000 bis 70.000 VGS ausgegeben wurden. Als 
Zielvariable wird der Anteil der Personen betrachtet, die bis zu sechs Mona-
ten nach Inanspruchnahme der Instrumente in regulärer Beschäftigung sind.  
Die ökonometrischen Ergebnisse deuten darauf hin, dass für die Gruppe der 
Arbeitslosen, die im Jahre 2004 rechtlich die Möglichkeit hatten, eines der 
beiden Instrumente in Anspruch zu nehmen und die tatsächlich eines davon 
in Anspruch genommen haben, der VGS im Durchschnitt die bessere Alter-
native gewesen wäre. Arbeitslose in Ostdeutschland (Westdeutschland), die 
einen VGS erhielten, weisen dadurch bedingt eine um 4,6 (4,0) Prozentpunk-
te höhere Beschäftigungsquote auf, als wenn sie stattdessen in eine BDGV 
zugewiesen worden wären. Arbeitslose in Ostdeutschland (Westdeutschland), 
die in eine BDGV zugewiesen wurden, hätten sogar eine um 5,5 (6,2) Pro-
zentpunkte höhere Beschäftigungsquote erzielt, wenn sie stattdessen einen 
Vermittlungsgutschein erhalten hätten. Für eine zahlenmäßig in der Summe 
kleine Gruppe von etwa 4.400 Arbeitslosen, die zwischen Januar und Juli 
2004 in eine BDGV zugewiesen wurden, wäre demnach im Sinne des Be-
schäftigungsziels der VGS die bessere Alternative gewesen.  
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1 Einführung 
Im Jahre 2002 wurden in Deutschland zwei Instrumente der aktiven Arbeits-
marktpolitik eingeführt, mit denen die Vermittlung von Arbeitslosen durch 
private Vermittler gefördert werden sollte. Dabei handelt es sich zum einen 
um Vermittlungsgutscheine (VGS), und zum anderen um die Beauftragungen 
privater Dritter zur Vermittlung von Arbeitslosen. Für die Implementierung 
der beiden Instrumente sind die Agenturen für Arbeit zuständig, die zudem 
weiterhin einen Auftrag zur öffentlichen Vermittlung wahrzunehmen haben. 
Da das Monopol der öffentlichen Arbeitsvermittlung im Jahre 1994 abge-
schafft wurde, konnten Arbeitslose bereits bis zum Jahre 2002 öffentliche 
und private Vermittler in Anspruch nehmen. Seit 2002 kommt die öffentlich 
geförderte private Vermittlung hinzu.  
Die beiden neuen Instrumente weisen von ihrer rechtlichen und materiellen 
Ausgestaltung Unterschiede auf. Mit ihrer Einführung soll jedoch das gleiche 
Ziel, die Vermittlung von Arbeitslosen in offene Stellen zu beschleunigen, 
erreicht werden. Durch die Auslagerung von Vermittlungsdienstleistungen 
soll die öffentliche Vermittlungstätigkeit in Zeiten hoher Arbeitslosigkeit 
verbessert werden.  
Mit dem VGS können anspruchsberechtigte Arbeitslose einen privaten Ver-
mittler ihrer Wahl einschalten, der im Falle einer Einmündung in ein sozial-
versicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis des Arbeitslosen eine ver-
traglich festgelegte Vergütung von der zuständigen Agentur für Arbeit er-
hält.1 Bei der Beauftragung Dritter, die im § 37 SGB III gesetzlich geregelt 
ist, gibt es mehrere Varianten.2 Die vorliegende Arbeit bezieht sich auf die 
Beauftragung Dritter mit der gesamten Vermittlungstätigkeit (BDGV). Gut 
40 Prozent der Zuweisungen an Dritte erfolgen in diese Art der Beauftra-
gung, bei der private Anbieter nach einem Vergabeverfahren durch die Agen-
tur für Arbeit beauftragt werden, die gesamte Vermittlungstätigkeit bis zum 
Übergang in eine Beschäftigung für eine vertraglich bestimmte Anzahl von 
Arbeitslosen zu übernehmen. Die Vergütung wird im Vergabeverfahren fest-
                                           
1  Bis Ende 2004 belief sich die Vergütung nach einer Arbeitslosigkeit von bis zu 6 Monaten auf 1.500 Euro, 
nach 6 bis 9 Monaten auf 2.000 Euro und danach auf 2.500 Euro (seit dem Jahre 2005 gilt eine einheitli-
che Prämie von 2.000 Euro). Der private Vermittler erhält 1.000 Euro, falls das Beschäftigungsverhältnis 
mindestens drei Monate andauert, und den Rest dann, wenn das Beschäftigungsverhältnis sechs Monate 
oder länger währt. Um eine missbräuchliche Inanspruchnahme einzudämmen, gelten für die Auszahlung 
der Entgelte an die privaten Vermittler unter anderem folgende Regeln: zwischen Vermittler und Arbeits-
losem muss ein schriftlicher Vermittlungsvertrag existieren; bei der vermittelten Arbeitsstelle handelt es 
sich um eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung mit einer Arbeitszeit von mindestens 15 Stunden 
wöchentlich; die vermittelte Arbeitsstelle gehört zu einem Unternehmen, bei dem der Arbeitslose im Jahr 
vor der Arbeitslosmeldung nicht mehr als drei Monate lang versicherungspflichtig beschäftigt war. 
2  Siehe dazu ausführlicher beispielsweise Sörgel et al. (2006).  
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gelegt und hängt von der Arbeitslosigkeitsdauer und der Dauer der sozialver-
sicherungspflichtigen Beschäftigung ab.3 Arbeitslose können nach sechs Mo-
naten Arbeitslosigkeit einen Anspruch auf eine Zuweisung zu einem Dritten 
geltend machen, oder auch eine Zuweisung durch die Agenturen ablehnen.  
Bei der Einführung wurde im Gesetz für den VGS ein Erprobungszeitraum 
festgelegt.4 Zudem wurde die Zukunft beider Instrumente von den Ergebnis-
sen entsprechender Wirkungsanalysen abhängig gemacht.5 Die Wirkung der 
Instrumente wurde in der Einführungsphase (bis Ende 2004) im Rahmen ei-
nes vom Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur 
für Arbeit (IAB) in Auftrag gegebenen Projektes „Begleitforschung zur Ver-
mittlung“ wissenschaftlich untersucht.6  
In der vorliegenden Arbeit werden ausgewählte und ergänzende mikroöko-
nometrische Ergebnisse aus diesem Projekt vorgestellt und aus ökonomischer 
Sicht interpretiert. Dabei liegt der Schwerpunkt auf dem direkten ökono-
metrischen Vergleich der relativen Wirksamkeit der beiden Instrumente für 
die Gruppe der Arbeitslosen, die rechtlich beide Instrumente nutzen können. 
Es wird die Frage untersucht, um wie viel höher (oder niedriger) die Beschäf-
tigung unter den Beziehern von VGS gewesen wäre, wenn sie stattdessen ei-
nem Dritten für die gesamte Vermittlung zugewiesen worden wären 
(BDGV), oder umgekehrt. Das betrifft nicht alle Arbeitslose. Eine Zuweisung 
in BDGV ist beispielsweise auch für Arbeitslose möglich, die keinen An-
spruch auf einen VGS hatten weil sie weniger als drei Monate arbeitslos wa-
ren. 
                                           
3  In dem Vergabeverfahren werden von den Agenturen nur so genannte geeignete Dritte berücksichtigt. Das 
sind Unternehmen, die die notwendigen Vermittlungskenntnisse besitzen. Aus dieser Gruppe von Unter-
nehmen wurde im Jahre 2004 dasjenige ausgewählt, das die niedrigste Vergütung anbot. Die Arbeitslosen 
werden dem Anbieter im Rahmen eines vertraglich festgelegten Zeitfensters laufend durch die Agentur 
zugewiesen. Dabei werden in der Regel bestimmte Gruppen von Arbeitslosen definiert, z.B. Arbeitslose 
unter 25 Jahren oder über 55 Jahre, oder Langzeitarbeitslose. Der gesetzliche Vermittlungsauftrag der A-
genturen erlischt während der Zeit der Beauftragung nicht. Außerdem ist im Vertrag festgehalten, welche 
Aufgaben der Dritte für die zugewiesenen Arbeitsuchenden ausführen muss. Dafür steht für jeden Zuge-
wiesenen eine vorgegebene Zeit zur Verfügung (Zuweisungsdauer). Diese beträgt bei Beauftragungen mit 
der gesamten Vermittlung in der Regel 3 Monate, kann aber in schwierigen Fällen verlängert werden. Die 
Vergütung erfolgt erfolgsabhängig und je nach Dauer der Arbeitslosigkeit zusätzlich durch eine Auf-
wandspauschale. Im Fall der Vermittlung des Arbeitsuchenden in eine sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigung mit mindestens drei Monaten Dauer wird ein Erfolgshonorar gezahlt, dessen Höhe im Rahmen 
des Vergabeverfahrens festgelegt wird. Dauert das Beschäftigungsverhältnis länger als ein halbes Jahr an, 
so wird nach diesem halben Jahr ein zweites Erfolgshonorar in gleicher Höhe gezahlt. 
4  Sozialgesetzbuch § 421g SGB III; der VGS war zuletzt befristet bis Ende 2006. Vgl. auch IAB-Forum 
Nr. 1/06, Konle-Seidl (2005).  
5  Mit dem Job-AQTIV-Gesetz im Jahre 2002 wurde die Wirkungsforschung zur Arbeitsförderung als Dau-
eraufgabe der BA bzw. des IAB in § 282 ff. SGB III gesetzlich verankert, Brinkmann et al. (2006).  
6  IAB-Projekt 544a „Begleitforschung zur Vermittlung – Implementierung und Evaluierung von Beauftra-
gungen nach § 37(a) SGB III, Vermittlungsgutscheinen und PSA“. Die Autoren waren in diesem umfang-
reichen Projekt für das Konzept des Projektmonitorings und für die mikroökonometrische Wirkungsanaly-
sen zuständig. Der gesamte Forschungsbericht wurde mittlerweile veröffentlicht, Kruppe (2006). 
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Der direkte Vergleich der beiden Instrumente kann für den Gesetzgeber 
wichtige Impulse zur Entwicklung seiner Vermittlungsinstrumente liefern. 
Unter anderem kann die mikroökonometrische Evaluation Hinweise zur rela-
tiven Vorteilhaftigkeit konkurrierender Instrumente liefern und damit empi-
risch fundierte Wege zur Optimierung der Vermittlung aufzeigen. Den Auto-
ren standen für die Untersuchungen Prozessdaten der Bundesagentur für Ar-
beit zur Verfügung, insbesondere die Bewerberangebotsdatei (BewA), die 
Dateien der Integrierten Erwerbsbiografien (IEB) sowie instrumentenspezifi-
sche Nutzungsdaten.  
Die direkten Wirkungen der VGS im Vergleich zur Nichtinanspruchnahme 
werden von Pfeiffer und Winterhager (2006) und Pfeiffer et al. (2006) unter-
sucht. Demnach spielen VGS in der Einführungsphase für die Vermittlung 
von Arbeitslosen in Beschäftigung quantitativ keine bedeutsame Rolle. Nur 
etwa 20 (37) Prozent der Arbeitslosen in den alten (neuen) Bundesländern, 
die im Jahr 2004 einen Rechtsanspruch hatten, nahmen einen VGS in An-
spruch. Nach den Schätzergebnissen der direkten Wirkungen waren im 
Durchschnitt 5 von 100 Arbeitslosen, die einen VGS in Anspruch nahmen, 
dadurch bedingt 12 Monate danach in einer regulären Beschäftigung. In der 
Summe wurden nach der Abschätzung von Pfeiffer und Winterhager (2006), 
die auf 332.319 zwischen Mai und Dezember 2003 ausgegebenen VGS be-
ruht, in diesem Zeitraum etwa 18.500 Arbeitslose ursächlich eingegliedert.7, 8  
Die direkten Wirkungen der BDGV werden in Winterhager (2006a, b) analy-
siert. Im Zeitraum Januar bis September 2004 wurden 8 Prozent der Perso-
nen, die sich arbeitslos gemeldet haben, in eine solche Beauftragung zuge-
wiesen. Durch die Zuweisung wird die Einmündung in Beschäftigung zu-
nächst, bis zu 2 Monate danach, um bis zu 2,6 Prozentpunkte reduziert, wäh-
rend der Verbleib in Arbeitslosigkeit um bis zu 7 Prozentpunkte zunimmt. 
Nach sechs Monaten sind zwar die negativen Effekte statistisch nicht mehr 
nachweisbar, sie sind allerdings auch nicht positiv.9 Ein Grund für die 
                                           
7  In einer weiteren Evaluationsstudie werden im Mittel geringere Wirkungen von 2,3 Prozentpunkten der 
VGS, die 2003 ausgegeben wurden, ermittelt (WZB und infas, 2006). Diese Studie basiert auf einer klei-
nen Stichprobe von etwa 400 zufällig ausgewählten VGS-Beziehern. Als Zielgröße wird der Übergang in 
Beschäftigung gewählt, nicht der Verbleib. Es wird also nicht berücksichtigt, ob und wann die Beschäfti-
gung wieder endet. Der Standardfehler ist mit 3,8 Prozentpunkten sehr hoch, so dass sich der geschätzte 
Effekt nicht von den von Pfeiffer und Winterhager (2006) ermittelten Werten unterscheidet.  
8  VGS hatten damit für eine zahlenmäßig sehr kleine Gruppe der anspruchsberechtigten Arbeitslosen positi-
ve Wirkungen. Solche positiven direkten Wirkungen für eine sehr kleine Gruppe von Arbeitslosen wurden 
beispielsweise auch für die gemeinnützigen Arbeitnehmerüberlassungsgesellschaften in Rheinland-Pfalz 
gefunden (Lechner et al., 2001). Dies bestätigt auch die internationale Evidenz zur Evaluation von aktiven 
Arbeitsmarktprogrammen. In der Regel profitieren von den meisten Programmen nur kleine Gruppen von 
Arbeitslosen (Heckman et al., 1999).  
9  In einer anderen aktuellen Evaluationsstudie werden im Mittel positive Wirkungen der BDGV von 4,0 
Prozentpunkten ermittelt (WZB und infas, 2006). Der Standardfehler des geschätzten Effektes ist sehr 
hoch und beträgt 4,5 Prozentpunkte, so dass es letztlich keine Unterschiede zu den Werten von Winterha-
ger (2006a, b) gibt.  
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schlechten Vermittlungsresultate der BDGV könnte darin liegen, dass es sich 
um die Einführungs- und Experimentierphase handelt, in der das Instrumen-
tarium noch nicht immer optimal eingesetzt wird. Ein anderer Grund könnte 
die gleichzeitige Einführung des VGS sein, da beide Instrumente zum Teil 
für vergleichbare Zielgruppen gedacht sind und der VGS die attraktivere Va-
riante darstellt.  
Um Hinweise für die Ursachen zu erhalten wird in der vorliegenden Studie 
die relative Wirksamkeit der beiden Instrumente in der Gruppe der Arbeitslo-
sen, die sie im ersten Halbjahr 2004 genutzt haben, mit dem Ansatz poten-
zieller Ergebnisse abgeschätzt. Als direkte Wirkungen wird die Einmündung 
in eine reguläre Beschäftigung bis zu 6 Monate nach der Aushändigung eines 
VGS an einen Arbeitslosen beziehungsweise nach der Zuweisung zu einer 
BDGV untersucht.  
Die wichtigsten inhaltlichen Ergebnisse der Studie sind: Arbeitslose in Ost-
deutschland (Westdeutschland), die in der ersten Hälfte des Jahres 2004 ei-
nen VGS erhielten, weisen dadurch bedingt sechs Monate später eine um 4,6 
(4,0) Prozentpunkte höhere Beschäftigungswahrscheinlichkeit auf, als wenn 
sie stattdessen in eine BDGV zugewiesen worden wären. Andererseits wäre 
die Beschäftigungswahrscheinlichkeit der Arbeitslosen in Ostdeutschland 
(Westdeutschland), die im selben Zeitraum in eine BDGV zugewiesen wur-
den, sechs Monate danach um 5,5 (6,2) Prozentpunkte höher gewesen, wenn 
sie stattdessen einen Vermittlungsgutschein erhalten hätten.  
Für die Arbeitslosen, die rechtlich die Möglichkeit hatten eines der beiden 
Instrumente in Anspruch zu nehmen und die tatsächlich eines davon in An-
spruch genommen haben, wäre demnach der VGS im Durchschnitt immer die 
bessere Alternative gewesen. Somit deuten die Ergebnisse auf die Zuweisung 
einer zahlenmäßig kleinen Gruppe von Arbeitslosen zu einem falschen In-
strument hin. Für diese Gruppe wäre es im Sinne des Beschäftigungsziels 
besser gewesen, statt eine BDGV einen VGS in Anspruch genommen zu ha-
ben. 
Die Arbeit ist folgendermaßen strukturiert. In Abschnitt 2 wird die Funkti-
onsweise der beiden Instrumente dargestellt, zusammen mit theoretischen 
Überlegungen zu ihrer Wirksamkeit. In Abschnitt 3 wird die ökonometrische 
Evaluationsmethode erläutert. Abschnitt 4 erläutert die verwendete Stichpro-
be aus den Prozessdaten der Bundesagentur für Arbeit und die Wahl der Va-
riablen. Abschnitt 5 diskutiert die empirischen Ergebnisse zum Einsatz und 
zur relativen Effektivität von VGS und BBGV. Abschnitt 6 schließt mit ab-
schließenden Bemerkungen.  
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2 Wirkungen aus ökonomischer Sicht 
Ein zentrales Ziel der Instrumente BDGV und VGS besteht darin, Arbeitslose 
schneller in reguläre Beschäftigung zu bringen. Aus theoretischer Sicht wird 
das Erreichen dieses Ziels unter anderem von folgenden Bedingungen abhän-
gen10: 
1. Private Vermittler und beauftragte Dritte arbeiten möglicherweise effekti-
ver als staatliche, sei es, dass letztere weitere gesetzliche Aufgaben neben 
der Vermittlung zu erfüllen haben (beispielsweise Dokumentationspflich-
ten), oder sei es, dass die unmittelbaren monetären Anreize bei ersteren 
höher sind.  
2. Die Höhe des Entgelts für die Vermittlung wird als Steuerungsinstrument 
Art und Anzahl der Vermittelten pro Vermittler, wie auch das Marktseg-
ment der privaten Vermittlung, bestimmen. Dieses Entgelt kann der priva-
te Vermittler bei einem VGS nicht beeinflussen, da es gesetzlich festge-
legt wurde. Private Vermittler werden ihre Aktivitäten beim VGS soweit 
ausdehnen, dass das Entgelt für die marginale Vermittlung kostendeckend 
ist, wobei zu bedenken ist, dass VGS probeweise eingeführt wurden.  
3. Bei Beauftragungen Dritter findet zunächst ein Auktionsverfahren statt, 
bei dem Menge und Entgelt einer standardisierten Dienstleistung für eine 
Gruppe von Arbeitslosen festgelegt werden. Nachdem ein Unternehmen 
die Auktion gewonnen hat, hat es keinen direkten Einfluss mehr darauf, 
welche Arbeitslosen zugewiesenen werden. Die Zuweisung erfolgt durch 
die Agenturen und ist daher mit Unsicherheit behaftet. Die Auswirkungen 
dieser Unsicherheit werden möglicherweise durch die Abhängigkeit des 
Entgelts von der Dauer der vorherigen Arbeitslosigkeit etwas gemildert, 
möglicherweise auch nicht. Ob der private Dritte die geforderten Dienst-
leistungen (Gespräche, Betreuung) für alle zugewiesenen Arbeitslosen er-
füllt, wird auch von der Kontrolle durch die Agenturen abhängen. 
4. Beim VGS muss dessen Existenz dem anspruchsberechtigten Arbeitslosen 
bekannt sein, damit er ihn in Anspruch nehmen kann. Eine Befragung von 
Arbeitsvermittlern in den Agenturen und Beziehern von Vermittlungsgut-
scheinen (Hagemann und Sörgel 2005) gibt dazu Informationen: 30 Pro-
zent der Gutscheinbezieher sagen aus, dass sie Informationen über den 
Vermittlungsgutschein vom Schwarzen Brett in der Agentur für Arbeit 
                                           
10  Ökonomische Studien zu den Determinanten von Vermittlungsprozessen zwischen Arbeitsuchenden und 
offenen Stellen legen den Schluss nahe, dass das individuelle Suchverhalten sowie die resultierenden 
Suchgleichgewichte durch Arbeitsrecht und die Arbeitsmarktpolitik beeinflusst werden können. Ein be-
deutender Anteil der Unterschiede in der Fluktuation der Beschäftigung zwischen den USA und Kontinen-
taleuropa wird unter anderem mit Unterschieden im gesetzlichen Kündigungsschutz, mit Lohnrigiditäten 
und Transferleistungen in Verbindung gebracht, die Kosten und Nutzen von Suchprozessen beeinflussen, 
vgl. Franz und Pfeiffer (2006), Pfeiffer (2003), van der Linden (2005), und Pries und Rogerson (2005).  
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hätten, 28 Prozent erwähnten die Medien und weitere 28 Prozent Ver-
wandte und Freunde (dabei war mehr als eine Antwort zulässig). 
5. Beide Instrumente müssen von den Arbeitslosen akzeptiert werden. Im 
Falle des VGS ist ein Vertrag zwischen dem Arbeitslosen und dem Ver-
mittler Grundlage der Auszahlung des VGS. Arbeitslose müssen also be-
reit sein, mit einem privaten Vermittler zusammenzuarbeiten. Im Falle ei-
ner Beauftragung muss der Arbeitslose der Zuweisung zustimmen.  
6. Schließlich stellen die Vermittlungsaktivitäten und die Ziele der Agentu-
ren für Arbeit sowie deren sonstige Programme der aktiven Arbeitsmarkt-
politik einen wichtigen institutionellen Rahmen dar, in dem sich die zu-
sätzlichen Instrumente VGS und BDGV „bewähren“ müssen.  
Arbeitslose haben Zugang zu einer Reihe von Weiterbildungs- und Vermitt-
lungsmaßnahmen der Agenturen. Um beispielsweise den Rechtsanspruch auf 
einen VGS zu nutzen, müssen Arbeitsuchende über dessen Existenz und 
Funktionsweise informiert sein. Ferner sollten die Arbeitslosen, die einen 
VGS oder eine Beauftragung Dritter in Anspruch nehmen können, eine Vor-
stellung über die relative Vorteilhaftigkeit beider Instrumente entwickeln. 
Zudem wird der Arbeitslose die Vorteilhaftigkeit relativ zu anderen Instru-
menten der aktiven Arbeitsmarktspolitik und relativ zu einer rein privaten 
Vermittlung wie auch relativ zu den eigenen Anstrengungen abzuwägen ha-
ben. 
In die Selektionsprozesse sind somit Arbeitslose, Arbeitsvermittler und priva-
te Vermittler involviert. Der Arbeitsvermittler der Agentur kann initiativ 
werden und den Arbeitslosen in eine Beauftragung zuweisen oder ihm einen 
Gutschein ausgeben. Umgekehrt kann ein informierter Arbeitsloser die Initia-
tive ergreifen und von sich aus die Zuweisung zu einem Dritten fordern, oder, 
wenn er länger als drei Monate arbeitslos gewesen ist, einen VGS verlangen. 
Ist er länger als sechs Monate arbeitslos, so hat er auch einen gesetzlichen 
Anspruch auf die Zuweisung in eine BDGV. Schließlich können auch private 
Vermittler oder Unternehmen Arbeitslose auf VGS aufmerksam machen.  
Um Informationen über die Stufen der zugrunde liegenden Auswahlprozesse 
zu erhalten, wurden im Rahmen des bereits erwähnten IAB-Projektes 544a 
Befragungen bei Arbeitslosen und Mitarbeiten in den Agenturen für Arbeit 
durchgeführt (Hagemann und Sörgel (2005), sinus (2006)). Demnach wurden 
Arbeitslose durch Merkblätter, Aushänge in der Agentur, private Vermittler, 
Freunde oder die Medien auf den VGS aufmerksam. Nicht alle Agenturen für 
Arbeit scheinen spezifische Zielgruppen für den VGS zu definieren, andere 
sehen als Zielgruppe Arbeitslose mit positiven vermittlungsrelevanten 
Merkmalen. Im Vergleich dazu werden für Beauftragungen Dritter häufiger 
Zielgruppen definiert, die aber nicht immer trennscharf sind.  
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Die Gruppe der Arbeitslosen, die für beide Instrumente in Frage kommt und 
eines der beiden tatsächlich in Anspruch nimmt, wird sich aufgrund der skiz-
zierten Vor- und Nachteile und differentiellen Anreizstrukturen vermutlich 
auch in ihren Eigenschaften untereinander und von den Übrigen unterschei-
den. Auf individueller Ebene würden wir zumindest für die Gruppe der Nut-
zer jedes Instruments eine positive Beschäftigungswirkung erwarten. Ob sich 
die Effekte bei beiden Instrumenten unterscheiden ist theoretisch kaum ein-
deutig zu beantworten und eine empirische Frage. Im Jahre 2004, dem Jahr, 
auf das sich die vorliegende empirische Untersuchung stützt, hatten Arbeits-
lose und private Vermittler mit dem VGS bereits fast zwei Jahre Erfahrung 
sammeln können. Im Vergleich dazu wurden die standardisierten BDGV erst 
im Jahre 2004 eingeführt. Dies mag die Selektion der Arbeitslosen in die bei-
den Instrumente ebenso wie deren Wirkungen beeinflussen. 
Auch wenn für diese beiden Instrumente der Arbeitsmarktpolitik direkte po-
sitive Wirkungen nachweisbar sein sollten, bedeutet dies jedoch noch nicht 
zwangsläufig, dass sie die öffentliche und private Vermittlungstätigkeit in der 
Summe verbessern. Zwar könnten die Beauftragungen Dritter die Vermitt-
lungstätigkeit der Agenturen verbessern, da ein Teil der Dienstleistung Ver-
mittlung abgegeben wird und somit Kapazitäten frei werden. Dennoch kann 
es sich auch in diesem Fall um eine Verlagerung von öffentlicher auf private 
oder von der rein privaten auf die öffentlich geförderte Vermittlung handeln, 
ohne dass tatsächlich zusätzliche Vermittlungen zustande kommen. Bei-
spielsweise mag ein VGS für die Gruppe der Arbeitslosen, die ihn nutzen, 
positiv wirken, für einen zufällig ausgewählten Nutzer oder einen Arbeitslo-
sen, der einem Dritten zugewiesen wird, allerdings keinen oder für Nichtnut-
zer sogar negative indirekte Effekte haben. Im direkten Vergleich mag ferner 
eines der beiden Instrumente dem anderen das Wasser „abgraben“.  
Das Wissen um die tatsächlichen Wirkungen der beiden Instrumente für die 
verschiedenen Gruppen sowie eine fundierte Vorstellung von den Gesamt-
wirkungen ist zentral für eine rationale Fortentwicklung der Arbeitsmarktpo-
litik. Die für die Zwecke der vorliegenden Studie entwickelte mikroökono-
metrische Evaluation kann bei Verwendung der Prozessdaten der Bundes-
agentur für Arbeit ein wichtiger Baustein zu deren empirischer Fundierung 
und Fortschreibung sein.  
3 Die Evaluation von multiplen Maßnahmen 
Das Standardmodell der mikroökonometrischen Evaluierung basiert auf dem 
Konzept der potenziellen Ergebnisse. Die Methode der Evaluierung mehrerer 
Maßnahmen in einem Programm, die für die vorliegende Untersuchung an-
gewendet werden soll, wurde von Lechner (2001) und Imbens (2000) entwi-
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ckelt, aufbauend auf Rubin (1974). Im Modellrahmen werden M+1 sich aus-
schließende Alternativen betrachtet und {Y0, Y1, … , YM} werden als poten-
zielle Ergebnisse für eine bestimmte Person bezeichnet. Die Teilnahme an 
einer bestimmten Maßnahme m wird mit der Variable D ∈ {0,1,…,M} ange-
zeigt. Es wird angenommen, dass jedes Individuum in der Stichprobe genau 
eine der M+1 Maßnahmen erhält. In der Anwendung wird dies dadurch er-
reicht, dass in der 0-Kategorie diejenigen erfasst sind, die an keiner Maß-
nahme teilgenommen haben. Für jeden Arbeitslosen kann nur eine Ergebnis-
variable aus {Y0, Y1, … , YM} beobachtet werden, nämlich Y0 für Arbeitslose 
mit D = 0, Y1 für Arbeitslose mit D=1 usw.. Die übrigen M Ergebnisvariab-
len werden für diesen Arbeitslosen nicht beobachtet. 
Die Differenz zwischen dem potentiellen Ergebnis miY   und einem potentiel-
len Ergebnis liY   kann als Gewinn oder Verlust interpretiert werden, den die 
Person i durch die Teilnahme an der Maßnahmen m relativ zur Teilnahme an 
der Maßnahme l realisiert hat. Die Differenz limii YY −=Δ  wird als kausaler 
Effekt der Teilnahme an Maßnahme m (gegenüber der Teilnahme an Maß-
nahme l) bezeichnet.  
Die empirischen Untersuchungen beziehen sich auf den durchschnittlichen 
Effekt einer Maßnahme für die Teilnehmergruppe (ATT, „average treatment 
effect on the treated“). Bei der Untersuchung von mehreren Alternativen wird 
der ATT als paarweiser Vergleich der Effekte der Maßnahmen m und l for-
muliert.  ( ) ( ) ( )mDYEmDYEmDYYE lmlmlm =−===−=,0θ     (1)11 
lm,
0θ  ist der durchschnittliche Effekt der Maßnahme m relativ zu Maßnahme l 
für einen Arbeitslosen, der zufällig aus der Population der Teilnehmer der 
Maßnahme m gezogen wurde. Es gilt mllm ,0,0 θθ −≠ , sofern sich die Teilnehmer 
an den Maßnahmen m und l systematisch unterscheiden. Der letzte Term in 
(1) beschreibt die erwartete Ausprägung der Ergebnisvariable im kontrafakti-
schen Zustand für die Teilnehmer an der Maßnahme m, also für den Fall, 
dass die Personen, die an der Maßnahme m teilnehmen, stattdessen an der 
Maßnahme l teilgenommen hätten. Eine Möglichkeit besteht nun darin, die-
sen nicht beobachtbaren Term unter Verwendung der beobachteten Ergebnis-
se der Teilnehmer an der Maßnahme l abzuschätzen. Dazu wird eine Kon-
trollgruppe aus der Subpopulation der Teilnehmer an der Maßnahme l gebil-
det, die den Teilnehmern an der Maßnahme m so ähnlich wie möglich ist.  
Zur Identifikation der Effekte lm,0θ  werden zwei Annahmen benötigt: 
                                           
11  Diese Art der Darstellung setzt implizit die Abwesenheit indirekter negativer Effekte und allgemeiner 
Gleichgewichtseffekte voraus (SUTVA, „stable unit treatment value assumption“). Die potenziellen Er-
gebnisse eines Individuums dürfen nicht von der Programmteilnahme anderer Individuen abhängen. 
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χ∈∀= xxXDYYY M    ,,....,, 10 ?        (2) 
χxM...,,m(x)P m ∈∀=∀< ,0   0   mit  )()( xXjDPxP j ===   (3) 
Annahme (2) ist die Annahme der Konditionalen Unabhängigkeit (CIA, 
„conditional independence assumption“) für den Fall mit mehreren Maßnah-
men. Sie besagt, dass die potenziellen Maßnahmenergebnisse unabhängig 
vom Selektionsprozess in die Maßnahmen sein müssen, bedingt auf die 
Merkmale X. Die Annahme (3) („Common Support“) besagt im Fall mehre-
rer alternativer Maßnahmen, dass alle Arbeitslosen in der Stichprobe auch an 
jedem Programm (einschließlich keine Maßnahme) hätten teilnehmen kön-
nen. 
Wenn die zwei Annahmen erfüllt sind, kann ( )mDXYE l =,  die kontrafakti-
sche Situation der Teilnehmer an der Maßnahme m, wenn sie stattdessen an 
Maßnahme l teilgenommen hätten, mit Hilfe der Teilnehmer an Maßnahme l 
geschätzt werden. Aufgrund der potenziell hohen Dimension von X ist die 
Schätzung nicht ohne weiteres möglich. Eine Reduktion auf eine Dimension 
von eins ist wie im Fall mit nur zwei Alternativen mit Hilfe der Teilnahme-
wahrscheinlichkeiten („propensity score“) möglich (vgl. Rosenbaum und Ru-
bin (1983)). Es sei ( )xP lml  die Wahrscheinlichkeit, dass ein Arbeitsloser mit 
Merkmalen x an der Maßnahme l teilnimmt, unter der Bedingung, dass er 
entweder an l oder an m teilnimmt, also 
( ) ( ) ( )( ) ( )xPxP xPxXmDlDlDPxP ml
l
lmllml
+======  ,oder       (4) 
Die Idee dahinter ist, dass ( )mDXYE l =,  geschätzt wird, indem eine Kon-
trollgruppe aus ausgewählten Teilnehmern an der Maßnahme l gebildet wird, 
welche die gleiche Wahrscheinlichkeiten haben wie die Teilpopulation der 
Teilnehmer an der Maßnahme m. Bei Gültigkeit der Annahmen können die 
potenziellen Ergebnisse in Abhängigkeit vom Maßnahmestatus ermittelt 
werden (Lechner (2001)). Schätztechnisch kann die beschriebene Identifika-
tionsstrategie folgendermaßen implementiert werden. Zunächst muss ein 
Schätzmodell zur Bestimmung von )(ˆ),....,(ˆ),(ˆ 10 xPxPxP M  spezifiziert werden. 
In der vorliegenden Anwendung werden Logitmodelle verwendet. 
Um sicherzustellen, dass nur Arbeitslose in der Stichprobe verbleiben, die an 
den Maßnahmen auch tatsächlich teilnehmen können, wird folgendermaßen 
verfahren: Es werden alle Beobachtungen mit Wahrscheinlichkeiten größer 
als das kleinste Maximum und kleiner als das größte Minimum für alle mög-
lichen Teilstichproben (Kombination von jeweils zwei Maßnahmengruppen) 
gelöscht (vgl. Gerfin und Lechner (2002)). Für den Vergleich von VGS und 
Beauftragungen Dritter impliziert diese Vorgehensweise, dass nur solche Ar-
beitslose berücksichtigt werden können, die auch Anspruch auf den VGS ha-
ben. Personen, die weniger als drei Monate arbeitslos gewesen sind, können 
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zwar einem Dritten zugewiesen werden, aber keinen VGS erhalten. Der 
kontrafaktische Zustand „Gutscheinbezug“ kann somit für diesen Personen-
kreis nicht geschätzt werden. 
Im dritten Schritt wird nun die Kontrollgruppe bestimmt. Für jeden Teilneh-
mer an Treatment m wird ein Arbeitsloser aus der Kategorie l gesucht, der 
dem Teilnehmer bezüglich x~ gleicht und bezüglich ( )xP lml  am ähnlichsten ist. 
x~  ist optional und enthält Merkmale, die als besonders wichtig für die Zu-
ordnung gelten, wie die Arbeitslosigkeitsdauer oder das Geschlecht.  
Mit der Differenz aus den Mittelwerten für die Ergebnisvariablen in Teil-
nehmergruppe m und der Kontrollgruppe können nun kausale Maßnahmenef-
fekte lm,0θ  für alle möglichen Kombinationen von m und l errechnet werden. 
Die Ergebnisvariablen und über die Zeit variierende Merkmale müssen für 
die Matchingmethode in Relation zum Datum des Instrumentseinsatzes defi-
niert werden.12 Ein solches Datum ist für Personen, bei denen keines der In-
strumente eingesetzt wird, nicht bestimmt. Daher wird jedem dieser Nicht-
teilnehmer mit Rechtsanspruch auf einen VGS zufällig ein Datum zugeord-
net, welches aus der diskreten Verteilung der Anfangsdaten in den beiden 
Treatment-Gruppen gezogen wird (vgl. Lechner, 1999). Wenn dieses Datum 
außerhalb des Arbeitslosigkeitszeitraums liegt, wird der betreffende Daten-
satz gelöscht. Um den so entstehenden Informationsverlust zu begrenzen, er-
folgt die Ziehung der Zufallsdaten für jedes Quartal einzeln.13 Folglich kann 
ein Nichtteilnehmer, der in mehreren Quartalen arbeitslos ist, auch zu mehre-
ren Zeitpunkten als potenzielle Kontrollperson zur Verfügung stehen. 
4 Datenbasis und Identifikation 
Für das dargestellte Untersuchungsdesign sind Daten mit ausführlichen In-
formationen zu den Individuen erforderlich, die die beiden Instrumente ge-
nutzt haben. Für die vorliegende Arbeit konnte auf prozessgenerierte Daten 
der Bundesagentur für Arbeit zurückgegriffen werden.14 Die Information, 
welcher Arbeitslose an welchem Tag einen VGS in welcher Höhe erhalten 
hat, wird in den Agenturen in coArb („computerunterstützte Arbeitsvermitt-
lung“) festgehalten und anschließend in den so genannten Bewerberange-
botsdaten (BewA) gespeichert. Die Daten zu den BBGV stammen aus dem 
Fachverfahren coSach („computerunterstützte Sachbearbeitung“). Für jede 
                                           
12  Ergebnisvariable ist die Eingliederung in reguläre Beschäftigung bis zu 6 Monate nach Datum des Instru-
menteinsatzes, ein zeitvariierendes Merkmal ist die Dauer der Arbeitslosigkeit vor diesem Datum. 
13  Dadurch wird eine Verzerrung der geschätzten Effekte vermieden, die nach Fredriksson und Johansson 
(2004) bei dieser Vorgehensweise auftreten kann.  Denn die Abweichung zwischen den Referenzzeitpunk-
ten kann so höchstens drei Monate betragen. 
14  Vgl. zu den Daten auch Almus et al. (1998), Kruppe (2006). 
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Zuweisung eines Arbeitslosen in eine Beauftragung Dritter liegt ein Daten-
satz vor. Darin ist unter anderem erfasst, wann und für welchen Zeitraum die 
Zuweisung erfolgte, um welche Art der Beauftragung es sich handelt, welche 
Vergütung vereinbart ist und ob und wann der Arbeitslose beim Dritten er-
schienen ist. Diese Daten lagen den Autoren ab Januar 2004 vor.  
Die Informationen zur individuellen Arbeitslosigkeit sind in den Bewerber-
angebotsdaten enthalten. Sie sind nach Verlaufsdauern (Beginn und Ende ei-
ner Arbeitslosenperiode) geordnet, für alle registrierten Arbeitslosen verfüg-
bar, und enthalten sozio-demographische Merkmale sowie Informationen zur 
Dauer des letzten Beschäftigungsverhältnisses. Um neben dem aktuellen Sta-
tus der Arbeitslosen auch ihre längerfristige Erwerbshistorie verwenden zu 
können, wurden mit diesen Daten zusätzlich Informationen aus den Integrier-
ten Erwerbsbiograhie Dateien (IEB) des IAB verknüpft.15 Darin enthalten 
sind die Zeiträume früherer Beschäftigungsverhältnisse, Arbeitslosigkeits-
zeiträume und Teilnahmen an arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen. Schließ-
lich wurden Informationen zur Einmündung in Beschäftigung (Beginn, Ende, 
Entgelt) nach dem Maßnahmezeitpunkt aus dem Jahreszeitraummaterial 
(JZM) zugespielt (18-Monatsversion des JZM 2003 und 6-Monatsversion des 
JZM 2004).16 
Die folgenden Informationen wurden für die vergleichende mikroökono-
metrische Untersuchung der direkten Wirkungen verwendet: 
- sozio-demographische Merkmale: Geschlecht, Alter, Nationalität, Famili-
enstand, Vorhandensein kleiner Kinder im Haushalt, Gesundheitszustand, 
Ausbildung, 
- die Qualifikation und Erfahrung des Arbeitslosen aus der Sicht des Ar-
beitsvermittlers, 
- Gewünschte Arbeitszeit, gewünschter Beruf nach Angaben des Arbeitslo-
sen, 
- Beginn der aktuellen Arbeitslosigkeitsperiode, Höhe von Arbeitslosengeld 
bzw. -hilfe; Angaben zur letzten Beschäftigung: Berufsfeld, Tagesentgelt, 
Dauer und ob der Arbeitslose entlassen wurde, gekündigt hat oder einen 
befristeten Vertrag hatte, 
- tagesgenaue Informationen zur Erwerbshistorie des Arbeitslosen in den 
vergangenen fünf Jahren (Zustände: beschäftigt, arbeitslos, in arbeits-
marktpolitischer Maßnahme) 
- Agenturbezirk, in dem der Arbeitslose gemeldet ist. 
                                           
15  Auch die IEB basiert auf Verlaufsdauern, die vom IAB aus der Beschäftigtenhistorik (BeH), der Leis-
tungsempfängerhistorikdatei (LeH) sowie der Maßnahme-Teilnehmer-Gesamtdatenbank (MTG) gespeist 
werden, vgl. Hummel et al. (2005). 
16  Die beschriebenen Daten wurden für die wissenschaftliche Untersuchung der VGS nach umfangreichen 
Aufbereitungen und Bereinigungen verwendet, die ausführlicher in Heinze et al. (2005, 2006) erläutert 
werden. 
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Um die direkten Wirkungen des VGS und der BDGV im Vergleich abschät-
zen zu können, müssen idealerweise alle Charakteristika X berücksichtigt 
werden, die sowohl die Selektion in die beiden Maßnahmen als auch die 
Wahrscheinlichkeit der Beschäftigung beeinflussen. Reichen die zur Verfü-
gung stehenden Informationen aus, um die die kausalen Effekte identifizie-
rende Annahme der konditionalen Unabhängigkeit zu rechtfertigen? Oder 
wird die Nutzung der Instrumente und die Einmündung in Beschäftigung von 
weiteren, ausgelassenen, Variablen wie beispielsweise Motivation und Wil-
lenskraft bestimmt, die zudem mit den berücksichtigten Variablen korrelieren 
und die Schätzergebnisse verzerren könnten?  
Einerseits können mit den zur Verfügung stehenden Daten kaum alle vermitt-
lungsrelevanten Aspekte der Persönlichkeit direkt abgebildet werden. Ande-
rerseits kann man davon ausgehen, dass mögliche Verzerrungen eher gering 
sein werden, weil die Daten ausführliche Informationen zur Erwerbshistorie 
und auch zur Einschätzung des Arbeitsvermittlers enthalten. Wie später ge-
zeigt wird, nutzen beispielsweise besser ausgebildete Arbeitslose häufiger 
VGS als BDGV. Da zur Nutzung des VGS Eigeninitiative und Motivation 
erforderlich sind, und solche Faktoren bei besser ausgebildeten Arbeitslosen 
möglicherweise stärker ausgeprägt sind, könnten die relativen Wirkungen des 
VGS zu BDGV überschätzt werden. Gegen diese Argumentation mag man 
jedoch einwenden, dass ein Arbeitsloser mit einem Vermittler die relativen 
Vor- und Nachteile von VGS BDGV besprechen kann und die Zuweisung zu 
einer BDGV verweigern kann. Insofern scheinen Motivation und Willens-
kraft für die Nutzung beider Instrumente wichtig zu sein.  
Ein abschließendes Urteil über das Ausmaß einer eventuell verbleibenden 
Verzerrung der Schätzergebnisse ist nicht möglich. In jedem Fall haben die 
Autoren versucht, den Informationsgehalt der zur Verfügung stehenden Pro-
zessdaten der Bundesagentur für Arbeit nach bestem Wissen auszuschöpfen. 
Die hier gewählte Methode erscheint angemessen, wenngleich in zukünftigen 
Forschungen auch alternative Methoden verwendet werden sollten. Bis zum 
Nachweis des Gegenteils gehen die Autoren davon aus, dass die Schätzer-
gebnisse zuverlässig sind. 
5 Empirische Ergebnisse 
5.1 Projektmonitoring: Ausmaß und Selektivität des Instrumen-
teneinsatzes 
In diesem Abschnitt wird dargestellt, wie stark die beiden Instrumente in den 
ersten neun Monaten des Jahres 2004 genutzt wurden und welche Unter-
schiede es zwischen den Arbeitslosen gibt, die damit erreicht wurden. Abbil-
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dung 1 zeigt die Entwicklung der Anzahl der Arbeitslosen, die eines der In-
strumente nutzten.  
Abbildung 1: Anzahl der ausgegebenen VGS und der Zuwei-
sungen in BDGV, Januar bis September 2004 
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Quelle: Eigene Berechnungen mit den Daten der Bundesagentur für Arbeit, siehe Text. 
Pro Monat werden 60.000 bis 70.000 VGS ausgegeben, etwa zwei- bis drei-
mal so viele wie Zuweisungen zu BDGV. Im März (VGS) bzw. im April 
(BDGV) haben die Instrumente mehr Arbeitslose erreicht als in den übrigen 
Monaten. Zur Abschätzung der relativen Größenordnung kann man diese 
Zahlen mit den Zugängen aus Beschäftigung in Arbeitslosigkeit vergleichen. 
Von den Zugängen im Jahre 2004 nahmen in den alten Bundesländern 11,6% 
einen VGS in Anspruch, in den neuen 28,1%. Dieser große Unterschied ist 
darauf zurückzuführen, dass die Ausgabe der Gutscheine im Osten sehr viel 
offensiver betrieben wurde. In BDGV wurden im Westen 7,6% der Zugänge 
zugewiesen, im Osten 8,6%. Im Jahre 2004 sind somit Zuweisungen zu 
BDGV ein Instrument, das nur eine kleine Gruppe von Arbeitslosen erreich-
te. Nach unseren Berechnungen wurden im Jahre 2004 über 74 Millionen Eu-
ro an VGS-Prämien an private Vermittler ausgezahlt. Im Rahmen der Beauf-
tragungen mit der gesamten Vermittlung zahlten die Agenturen etwa 23 Mil-
lionen Euro an private Dritte.17  
Alle folgenden Auswertungen beziehen sich auf die Arbeitslosen, die im ers-
ten Halbjahr eines der beiden Instrumente in Anspruch genommen haben und 
die vom Grundsatz her beide Instrumente in Anspruch hätten nehmen kön-
nen. Nichtteilnehmer können zweimal auftauchen, wenn sie in beiden Quar-
talen arbeitslos sind. Tabelle 1 gibt einen Überblick über die verwendete 
Stichprobe aus den Prozessdaten der Bundesagentur.  
                                           
17  Verglichen mit den 19,5 Mrd. Euro, die die Bundesagentur für Arbeit 2004 für aktive Arbeitsförderung 
ausgegeben hat, sind diese Ausgaben bislang gering (vgl. Bundesagentur für Arbeit, 2004).  
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Tabelle 1: Anspruchsberechtigung auf VGS, VGS-Bezug und Zuweisungen 
in BDGV im Schätzdatensatz (1. Halbjahr 2004) 
West 
 VGS BDGV Nichtteiln. Summe 
Arbeitslose ohne Anspruch auf 
VGS 10.639 18.873 1.814.842 1.844.354 
Arbeitslose mit Anspruch auf VGS 168.156 43.255 2.512.182 2.723.593 
Alle Arbeitslosen 178.795 62.128 4.327.024 4.567.947 
Ost 
 VGS BDGV Nichtteiln. Summe 
Arbeitslose ohne Anspruch auf  
VGS 6.488 9.632 607.162 623.282 
Arbeitslose mit Anspruch auf VGS 128.469 31.854 1.187.553 1.347.876 
Alle Arbeitslosen 134.957 41.486 1.794.715 1.971.158 
Quelle: Eigene Berechnungen mit den Daten der Bundesagentur für Arbeit, siehe Text. 
Die Anspruchsberechtigung wurde mit Hilfe der Daten jeweils für den (bei 
Nichtteilnehmern hypothetischen) Zeitpunkt der Nutzung berechnet. Aus Ta-
belle 1 wird deutlich, dass es bei den VGS-Beziehern Arbeitslose gibt, bei 
denen eine Anspruchsberechtigung in den Daten nicht festgestellt werden 
konnte. Dies kann auf ein tatsächliches Fehlen des Anspruchs bzw. auf Da-
ten- oder Auswertungsfehler beruhen. Um eine Fehlerquelle zu vermeiden, 
werden diese Personen von der mikroökonometrischen Analyse ausgenom-
men. Von den Zugewiesenen zu BDGV fallen bis zu 30 wegen dem fehlen-
den VGS-Anspruch weg, von den Nichtteilnehmern bis zu 42 Prozent.  
Die Arbeitslosen, die mit den beiden Instrumenten erreicht werden, stellen 
keine zufällige Auswahl aus der Gesamtheit der Arbeitslosen dar (Tabelle 2). 
Die VGS-Bezieher sind im Durchschnitt etwa drei Jahre jünger als die Nicht-
teilnehmer, die Zugewiesenen sogar knapp fünf Jahre. Frauen sind unter den 
VGS-Beziehern unterrepräsentiert, unter den Zugewiesenen nur in Ost-
deutschland. In Westdeutschland ist der Anteil ausländischer Arbeitsloser 
unter den VGS-Beziehern geringer als unter den Zugewiesenen und bei die-
sen wiederum geringer als bei den Nichtteilnehmern. Die Dauer der Arbeits-
losigkeit ist in Westdeutschland in der Gruppe der Zugewiesenen niedriger, 
in Ostdeutschland in der Gruppe der VGS-Bezieher. Nichtteilnehmer sind im 
Durchschnitt länger arbeitslos als Teilnehmer. Arbeitslose ohne Berufsaus-
bildungsabschluss sind unter den VGS-Beziehern seltener vertreten als unter 
den Zugewiesenen. 
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Tabelle 2: Vergleich von VGS-Beziehern, Zugewiesenen in BDGV und 
Nichtteilnehmern anhand von ausgewählten Merkmalen; es wurden jeweils 
nur Arbeitslose mit Anspruch auf VGS berücksichtigt. 
  West Ost 
  VGS BDGV Nichtt.  VGS BDGV Nichtt.  
Alter in Jahren  38,6 36,7 41,5 38,9 37,3 42,3 
Anteil der Frauen 34,6% 38,7% 37,8% 38,6% 45,8% 50,0% 
Anteil der Ausländer 12,6% 15,0% 17,5% 0,9% 0,6% 1,3% 
Gesundh.  
Einschränkungen 20,7% 18,5% 29,2% 17,9% 17,5% 24,6% 
Dauer der Arbeitslosigkeit 
in Tagen a) 408,9 389,5 521,8 423,7 469,7 619,4 
Schulabschluss (Anteile) 
kein Abschluss 11,2% 12,6% 16,2% 5,7% 7,5% 9,0% 
Hauptschule 48,0% 50,9% 53,3% 27,7% 30,9% 31,9% 
Mittlere Reife 27,7% 24,0% 18,9% 60,0% 56,1% 53,3% 
Fachhochschulreife 5,3% 5,5% 4,3% 1,8% 1,5% 1,4% 
Abitur 7,8% 7,0% 7,4% 4,8% 4,1% 4,4% 
Art der Berufsausbildung (Anteile)  
keine Ausbildung 31,6% 35,8% 42,6% 10,8% 14,6% 17,3% 
betriebliche Ausbildung 54,4% 52,1% 45,7% 75,0% 70,3% 71,8% 
außerbetriebliche  
Ausbildung 4,1% 3,5% 2,4% 6,6% 9,0% 3,6% 
Berufsfachschule und 
Fachschule 4,9% 4,4% 4,3% 3,7% 3,3% 3,9% 
Hochschule/Uni 3,0% 2,5% 3,3% 2,2% 1,8% 2,1% 
Fachhochschule 2,1% 1,7% 1,8% 1,6% 1,0% 1,2% 
Berufserfahrung 85,9% 83,1% 87,3% 81,5% 75,3% 83,8% 
Jobwechsel 51,5% 54,3% 50,9% 44,8% 41,9% 36,5% 
Tagesentgelt der letzten 
Beschäftigung (€) 26,9 26,4 25,7 21,5 19,5 19,3 
Leistungsbezug pro Tag 
(€) 22,3 21,9 21,7 18,9 17,6 17,1 
a) Die zeitabhängigen Merkmale (z. B. Dauer der Arbeitslosigkeit) wurden für die Nichtteilnehmer mit dem 
hypothetischen Startdatum berechnet, siehe Text. 
 
In Abbildung 2 wird dargestellt, welcher Anteil der drei Gruppen ein Jahr vor 
und ein halbes Jahr nach dem (hypothetischen) Referenzzeitpunkt in einer 
regulären, sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung ist. Die Abbildung 
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verdeutlicht, dass sowohl vor als auch nach der Inanspruchnahme des VGS 
beziehungsweise Zuweisung zu BDGV von den Nichtteilnehmern der ge-
ringste Anteil in Beschäftigung ist. Die Unterschiede vor dem Eintritt könn-
ten darauf hindeuten, dass bei beiden Instrumenten im Durchschnitt eine Po-
sitivselektion vorliegt. Insofern können die Unterschiede noch keinen Hin-
weis auf den ursächlichen Beitrag der Instrumente liefern. Beim Vergleich 
der beiden Instrumente zeigt sich, dass VGS-Bezieher die höhere Beschäfti-
gungsbeteiligung aufweisen. Dieser Befund ist für Ostdeutschland deutlicher 
als für Westdeutschland. 
Abbildung 2: Entwicklung der Anteils in regulärer Beschäftigung für VGS-
Bezieher, Zugewiesene zu BDGV sowie (anspruchsberechtigte) Nichtbezie-
her bis zu einem Jahr vor und sechs Monate nach dem (hypothetischen) Refe-
renzzeitpunkt (Instrumenteinsatz von Januar bis Juni 2004)18 
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Quelle: Eigene Berechnungen mit den Daten der Bundesagentur für Arbeit, siehe Text. 
5.2 Schätzung der Wahrscheinlichkeiten der Nutzung  
Als Vorstufe für die Kontrollgruppenbildung werden Schätzgleichungen für 
die Wahrscheinlichkeit der Nutzung der Instrumente VGS-Bezug und Zuwei-
sung in BDGV benötigt. Dabei wurden für Westdeutschland paarweise Lo-
gitmodelle, für Ostdeutschland ein multinomiales Logitmodell (siehe Tabelle 
A1 im Anhang) geschätzt. Die Schätzergebnisse bestätigen überwiegend die 
deskriptiven Ergebnisse des vorherigen Abschnitts. Das Alter geht in Form 
einer Splinefunktion in die Schätzung ein. Es zeigt sich, dass bis zum Alter 
von 30 die relative Wahrscheinlichkeit des VGS-Bezugs stark zunimmt. Jün-
gere Arbeitslose werden somit relativ gesehen häufiger Dritten zugewiesen. 
Verheiratete Frauen beziehen relativ seltener einen VGS. Arbeitslose ohne 
                                           
18  Es ist zu erkennen, dass der Anteil in Beschäftigung in den drei Monaten vor dem Referenzzeitpunkt leicht 
positiv ist. Das ist dadurch zu erklären, dass die Voraussetzung für den Anspruch auf VGS lautet, dass 
man innerhalb der letzten vier Monate mindestens drei Monate arbeitslos gewesen sein muss. 
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Berufsausbildungsabschluss werden (relativ zum VGS) häufiger Dritten zu-
gewiesen als andere, während Arbeitslose mit universitärer und außerbetrieb-
licher Ausbildung relativ häufiger einen VGS beziehen. Arbeitslose, denen 
die Vermittler in der Agentur keine Berufserfahrung im gewünschten Beruf 
zuschreiben, werden relativ häufig einem Dritten zugewiesen.  
5.3 Ökonometrische Tests 
Nach der Schätzung der Wahrscheinlichkeiten wird untersucht, ob die statis-
tische Annahme in den Stichproben erfüllt ist, dass es für jede Gruppe in der 
jeweils anderen Gruppe genügend potenzielle Mitglieder für eine Kontroll-
gruppe gibt.19 Dazu werden die Verteilungen der Teilnahmewahrscheinlich-
keiten für die beiden Gruppen der Nutzer verglichen (Abbildungen A1 und 
A2 im Anhang). Die Abbildungen zeigen, dass zwar der Großteil des Werte-
bereichs von beiden Teilnehmergruppen ausreichend besetzt ist. Allerdings 
stehen bei sehr kleinen Werten der Teilnahmewahrscheinlichkeit wenige 
VGS-Bezieher als potenzielle Kontrollpersonen zur Verfügung. Dieser Be-
fund könnte die Ergebnisse beeinflussen. Um zu überprüfen, ob dadurch eine 
Verzerrung entsteht, haben wir die Anforderungen an die Ähnlichkeit der 
Kontrollgruppe erhöht.  
Das Ziel der Kontrollgruppenbildung besteht darin, die gewählten beobachte-
ten Merkmale möglichst gut über die beiden Gruppen anzugleichen. Dies 
kann im Nachhinein mit Tests überprüft werden. Zu diesem Zweck wird die 
standardisierte Differenz verwendet, die sich errechnet als: 
( ) ( ) 2/)()(100;2/)()(100 0011
01
0011
01
XVXV
XXSDIFF
XVXV
XXSDIFF MMafterbefore +
−=+
−= , 
wobei 1X  und 0X  die Mittelwerte der exogenen Variablen in den beiden 
Maßnahmengruppen vor der Kontrollgruppenbildung sind. MX 1  und MX 0  
sind die Mittelwerte in den Kontrollgruppen sowie )( 11 XV  und )( 00 XV  die Va-
rianzen in den Teilstichproben. Rosenbaum und Rubin (1985) bezeichnen 
einen Wert von 20 als kritisch („large“). Die Tabelle A2 im Anhang zeigt die 
Ergebnisse dieser Tests vor und nach der Kontrollgruppenbildung für ausge-
wählte Variablen. Es wird deutlich, dass nach der Kontrollgruppenbildung 
die Testgröße immer unter dem Wert von 10 liegt. Insofern betrachten wir 
die Gruppenbildung als gelungen. Es ist auch nicht überraschend, dass dies 
besonders für die Kontrollgruppe der VGS-Bezieher zu den Zugewiesenen 
gilt, da mit mehr potenziellen Kontrollpersonen eine gute Angleichung ge-
lingt. 
                                           
19  Zur Kontrollgruppenbildung wird die Methode der nächsten Nachbarn verwendet. Zusätzlich wird eine 
vollständige Übereinstimmung in folgenden Merkmalen hergestellt: Geschlecht, Altersgruppe (unter 25, 
25 bis 50, über 50) und Arbeitslosigkeitsdauer (unter 3 Monate, 3 bis 6 M., 6 bis 9 M., 9 bis 12 M., 1 bis 2 
Jahre, über 2 Jahre). 
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Nach der Bildung der Kontrollgruppen wird der direkte Effekt des VGS-
Bezugs gegenüber der Alternative Zuweisung zu BDGV für die VGS-
Bezieher berechnet, sowie umgekehrt der direkte Effekt der Zuweisung zu 
einer BDGV gegenüber der Alternative VGS-Bezug. Die beiden Effekte 
müssen nicht symmetrisch sein, da sich die Teilnehmergruppen unterschei-
den können.  
5.4 Relative Beschäftigungseffekte der beiden Instrumente 
Die Zielvariable reguläre Beschäftigung kann in dieser Studie bis zu einem 
Zeitraum von 6 Monaten nach der Nutzung eines Instrumentes untersucht 
werden. Dazu zählt die Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen Be-
schäftigung, die nicht durch Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik ge-
fördert wurde. Abbildung 3 zeigt den durchschnittlichen Effekt eines VGS 
gegenüber der Alternative Zuweisung zu BDGV für die Gruppe der VGS-
Bezieher. In Ost- und Westdeutschland ergibt sich eine signifikant positive 
Wirkung, die nach einem halben Jahr 4,6 bzw. 4 Prozentpunkte beträgt. Von 
den VGS-Beziehern in der ersten Hälfte des Jahres 2004 wären somit im 
Durchschnitt deutlich weniger in einer regulären Beschäftigung gewesen, 
wenn sie stattdessen einem Dritten zugewiesen worden wären. 
In Abbildung 4 ist der Effekt der Zuweisung zu BDGV gegenüber der Alter-
native VGS-Bezug für diejenigen Arbeitslosen dargestellt, die einem Dritten 
zugewiesen wurden. Es zeigt sich, dass der empirisch ermittelte Wert tatsäch-
lich größer und nicht symmetrisch zu dem oben beschriebenen ist. Dies liegt, 
wie im methodischen Abschnitt 3 erläutert, an den unterschiedlichen Stich-
proben und potenziellen Kontrollgruppen. Der negative Effekt der Zuwei-
sungen ist mit 6,2 bzw. 5,5 Prozentpunkten nach einem halben Jahr größer 
als der Effekt auf die VGS-Bezieher. In Westdeutschland ist die Differenz 
signifikant, da die 95%-Intervalle nicht überlappen. Bei Gültigkeit der 
zugrunde liegenden Annahmen hätten somit Arbeitslose, die einem Dritten 
zugewiesen wurden, von einem VGS profitiert. 
Die Ergebnisse der weiteren Sensitivitätsanalysen sind im Anhang darge-
stellt. Tabelle A3 zeigt, dass bei einer Verschärfung des Kriteriums der Ähn-
lichkeit Teilnehmer und potenzielle Kontrollperson 24 bis 36 Prozent der je-
weiligen Teilnehmergruppe wegfallen, wobei auch weiterhin die Merkmale 
Geschlecht, Altergruppe und Klasse der Arbeitslosigkeitsdauer bindend sind. 
Die Abbildungen A3 und A4 im Anhang zeigen, dass sich trotz der deutlich 
geringeren Fallzahlen die geschätzten Effekte im Durchschnitt wenig ändern. 
Wie vermutet nehmen jedoch die Standardfehler zu, vor allem bei der Schät-
zung für die VGS-Bezieher, bei der relativ wenige potenzielle Kontrollperso-
nen zur Verfügung stehen. In Westdeutschland sind dadurch die Wirkungen 
des VGS relativ zu einer Zuweisung für die Gruppe der Nutzer nicht mehr 
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signifikant. Die Wirkungen einer Zuweisung relativ zu einem VGS für die 
Gruppe der Zugewiesenen bleiben negativ signifikant.  
Abbildung 3: Durchschnittlicher direkter Effekte des VGS-Bezugs gegen-
über der Alternative Zuweisung zu BDGV für die VGS-Bezieher; 95%-
Konfidenzintervall; Nutzung der Instrumente im ersten Halbjahr 2004. 
 
Quelle: Eigene Berechnungen mit den Daten der Bundesagentur für Arbeit, siehe Text. 20 
Abbildung 4: Durchschnittliche direkte Effekte der Zuweisung zu BDGV 
gegenüber der Alternative VGS-Bezug für die Gruppe der Zugewiesenen zu 
BDGV mit 95%-Konfidenzintervall; Nutzung der Instrumente im ersten 
Halbjahr 2004. 
Quelle: Eigene Berechnungen mit den Daten der Bundesagentur für Arbeit, siehe Text. 
Abschließend wird untersucht, ob sich die Wirkungen für Teilgruppen von 
Teilnehmern unterscheiden. Die Ergebnisse (Tabelle 3) verdeutlichen, dass es 
für die Bezieher von VGS Unterschiede gibt. Für Personen mit kürzerer Ar-
                                           
20  Für die Berechnung der Standardfehler werden fixe Gewichte und unabhängige Beobachtungen ange-
nommen (Lechner (2001)). Ferner wird angenommen, dass die Varianzen der Ergebnisvariablen nicht von 
den Werten der Balancing Scores abhängen und bei einem Instrument gleich sind. 
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beitslosigkeitsdauer sowie jüngere Arbeitslose sind die geschätzten Effekte 
des VGS gegenüber der Zuweisung zu BDGV höher. Das Gleiche gilt für 
Arbeitslose mit außerbetrieblicher Ausbildung in der Stichprobe Ostdeutsch-
land für Männer sowie für Arbeitslose mit Fachhochschulabschluss. Für die 
Zugewiesenen zu BDGV gibt es vor allem hinsichtlich des Alters und der 
Berufsausbildung Differenzen: bei jüngeren Arbeitslosen, solchen mit Fach-
hochschulabschluss (und im Osten mit Universitätsabschluss) ist der Effekt 
der Zuweisung gegenüber dem VGS-Bezug besonders ungünstig. Insgesamt 
wird das Ergebnis bestätigt, dass der VGS durchgehend die bessere Alterna-
tive gewesen wäre, wenn als Zielvariable die Eingliederung in eine reguläre 
Beschäftigung betrachtet wird. 
Tabelle 3: Durchschnittliche relative Wirkungen für die Zielvariable reguläre 
Beschäftigung 6 Monate nach der Inanspruchnahme des VGS bzw. der Zu-
weisung in BDGV für ausgewählte Merkmale (Maßnahmen im ersten Halb-
jahr 2004), Standardfehler in Klammern 
 West Ost 
  VGS BDGV VGS BDGV 
Arbeitslosigkeitsdauer 
unter 6 Monate 7,0% (1,0%) -7,1% (0,9%) 8,1% (0,9%)  -5,0% (1,0%) 
6 bis 9 Monate 3,1% (1,8%) -6,3% (0,8%) 5,4% (1,8%) -7,7% (1,0%) 
über 9 Monate 2,4% (0,9%)  -5,7% (0,5%) 2,2% (0,6%) -4,7% (0,7%) 
Geschlecht 
Männer 4,6% (0,9%) -6,2% (0,5%) 6,0% (0,7%) -6,3% (0,7%) 
Frauen 2,7% (1,0%) -6,1% (0,6%) 2,4% (0,7%) -4,6% (0,8%) 
Alter 
unter 25 Jahre 7,6% (1,3%) -7,3% (1,0%) 6,3% (1,3%) -8,0% (1,0%) 
25 bis 50 Jahre 3,9% (0,8%) -6,3% (0,5%) 4,8% (0,7%) -5,2% (0,6%) 
über 50 Jahre 1,6% (1,4%) -4,1% (0,8%) 2,6% (1,0%) -3,4% (1,4%) 
Berufsausbildung 
keine Ausbildung 2,5% (0,8%) -5,8% (0,6%) 3,4% (1,0%) -2,4% (0,9%) 
Betriebliche 
Ausbildung 
1,9% (1,2%) -7,7% (0,8%) 2,7% (1,0%) -7,6% (0,8%) 
Außerbetriebliche 
Ausbildung 
6,5% (2,2%) -6,0% (2,0%) 6,1% (1,3%) -6,9% (1,4%) 
Berufsfachschule und 
Fachschule 0,5% (2,2%) -8,8% (1,9%) 2,7% (2,1%) -4,2% (2,1%) 
Hochschule/Uni 5,0% (2,4%) -9,6% (2,6%) 2,7% (2,9%) -9,5% (3,2%) 
Fachhochschule 4,4% (3,0%) -6,7% (3,1%) 9,9% (3,0%)  -10,3% (3,9%)  
Quelle: Eigene Berechnungen mit den Daten der Bundesagentur für Arbeit, siehe Text.  
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6 Abschließende Bemerkungen 
Seit dem Jahre 2002 gibt es in Deutschland zwei neue Instrumente der akti-
ven Arbeitsmarktpolitik. VGS und BDGV weisen von ihrer Ausgestaltung 
Unterschiede auf und sollen die Vermittlung von Arbeitslosen in offene Stel-
len durch private Vermittler fördern. Durch die Auslagerung von Vermitt-
lungsdienstleistungen soll die öffentliche Vermittlungstätigkeit in Zeiten ho-
her Arbeitslosigkeit insgesamt verbessert werden. Bei der Einführung wurde 
im Gesetz für den VGS ein Erprobungszeitraum festgelegt und es wurde be-
schlossen, dass für die Fortentwicklung der Instrumente die Ergebnisse ent-
sprechender Wirkungsanalysen zu berücksichtigen seien.  
Die Wirkung beider Instrumente wurde in der Einführungsphase (bis Ende 
2004) im Rahmen eines vom Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
der Bundesagentur für Arbeit (IAB) in Auftrag gegebenen Projektes „Be-
gleitforschung zur Vermittlung“ wissenschaftlich untersucht (Kruppe 
(2006)). In diesem umfangreichen Projekt waren die Autoren für die mikrö-
konometrische Wirkungsanalyse zuständig. Die vorliegende Arbeit unter-
sucht mit Methoden der Evaluationsökonometrie und aufbauend auf dem ge-
nannten Projekt die relative Wirksamkeit der beiden Instrumente für die 
Gruppe der Arbeitslosen, die vom Prinzip her beide Instrumente nutzen kön-
nen. Die Analyse betrifft aus Gründen der Datenverfügbarkeit ausschließlich 
das Jahr 2004.  
Den Abschätzungen zu Folge haben die Arbeitslosen in Ostdeutschland, die 
in der ersten Hälfte des Jahres 2004 einen VGS in Anspruch nahmen, sechs 
Monate danach eine im Vergleich zu einer Zuweisung zu BDGV um 4,6 Pro-
zentpunkte höhere Beschäftigungsquote erreicht (Westdeutschland: 4 Pro-
zentpunkte). Wenn die VGS-Bezieher einem Dritten für die gesamte Vermitt-
lung zugewiesen worden wären, wären sie demnach seltener in einer regulä-
ren Beschäftigung gewesen. Den weiteren Ergebnissen zufolge haben die Ar-
beitslosen in Ostdeutschland, die in der ersten Hälfte des Jahres 2004 in eine 
BDGV zugewiesen wurden, sechs Monate danach eine im Vergleich zum 
Bezug eines VGS um 5,5 Prozentpunkte niedrigere Beschäftigungsquote er-
reicht (Westdeutschland: 6,2 Prozentpunkte). Hätten die zugewiesenen Ar-
beitslosen zu BDGV einen VGS erhalten, wären sie somit im Durchschnitt 
häufiger in einer regulären Beschäftigung gewesen. Aufgrund der Datenlage 
erachten wir diese Ergebnisse im Sinne einer Tendenzaussage für zuverläs-
sig, wobei die Genauigkeit der Abschätzungen Schwankungen unterliegen 
kann.  
Zur Illustration der praktischen Bedeutung der Schätzergebnisse dient Tabel-
le 4. Demnach wären in Westdeutschland im ersten Quartal 2004 6 Monate 
nach der Nutzung etwa 6.600 Arbeitslose VGS-Nutzer zusätzlich beschäftigt 
gewesen, wenn sie stattdessen einem Dritten zugewiesen worden wären. Dies 
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ist ein Erfolg der Vermittlungsanstrengungen. Hätten andererseits die in eine 
BDGV Zugewiesenen stattdessen einen VGS erhalten, so wären von ihnen 
knapp 2.700 zusätzlich in Beschäftigung gewesen. Dies ist ein Misserfolg der 
Vermittlungsanstrengungen. In Ostdeutschland ist die Größenordung ver-
gleichbar.  
Die mikroökonometrische Evaluation hat Hinweise zur relativen Vorteilhaf-
tigkeit des VGS im Vergleich zu BDGV für die Gruppe der Arbeitslosen, die 
diese beiden konkurrierenden Instrumente nutzen können, gefunden. Diese 
Hinweise beziehen sich auf die direkten Wirkungen im Jahre 2004. Da beide 
Instrumente in der Einführungsphase der Jahre 2002 bis 2004 noch keine die 
Gesamtwirtschaft umfassende Vermittlungswirkung erzielt haben, ist die 
Kenntnis der direkten (Mikro-)Wirkungen im Vergleich untereinander und 
jeweils zu der sonstigen öffentlichen Vermittlung von entscheidender Bedeu-
tung. Der vorliegende Artikel liefert dazu einen Baustein.  
Tabelle 4: Inhaltliche Größenordung der Wirkungen nach 6 Monaten  
 West Ost 
Zusätzliche Beschäftigung durch VGS gegenüber  
Zuweisungen in BDGV 6.625 5.910 
Zusätzliche Beschäftigung durch Zuweisungen in BDGV 
gegenüber VGS  - 2.673 - 1.752 
Quelle: Eigene Berechnungen mit den Daten der Bundesagentur für Arbeit.  
Noch sind die Anreizstrukturen der öffentlichen Vermittlung und das Zu-
sammenspiel zwischen öffentlicher und privater Vermittlung zu wenig er-
forscht, um die Wirksamkeitsanalysen für die Einführungsphase der beiden 
Instrumente abschließen zu können. Für eine vollständige Bewertung sind 
zudem weitergehende Kosten-Nutzen-Abschätzungen, Makroanalysen und 
Implementationsanalysen erforderlich (siehe dazu ausführlich Kruppe 
(2006)). Zukünftige Forschungen sollten ferner, ausgestattet mit besseren Da-
ten, auch bislang nicht direkt beobachtbare Persönlichkeitsaspekte, wie bei-
spielsweise Motivation und Willenskraft, die die Vermittlungserfolge beein-
flussen mögen, einbeziehen können. 
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Anhang 
Tabelle A1: Logitschätzungen der Teilnahmewahrscheinlichkeit  
(VGS gegenüber Zuweisung zu BDGV), getrennt für Ost und West;  
Maßnahmen im ersten Halbjahr 2004 
  West Ost 
Pseudo R² 0,2342 0,1831 
Koeffizient Koeffizient 
Variable 
(marginaler 
Effekt) z 
(marginaler 
Effekt) z 
Allgemeine sozioökonomische Merkmale     
Splinefunktion     
Alter 0 0,1347 15,10 0,1483 14,11 
Alter 25 0,0766 10,07 0,1048 10,91 
Alter 30 -0,0128 -1,75 -0,0171 -1,82 
Alter 35 0,0176 2,62 0,0252 3,18 
Alter 40 0,0019 0,28 -0,0018 -0,25 
Alter 45 -0,0231 -3,25 -0,0133 -1,73 
Alter 50 0,0177 2,07 -0,0208 -2,21 
Alter 55 0,2211 8,37 0,0412 1,57 
Alter 60 -0,2718 -2,80 -0,0932 -0,65 
Ausländer 0,0647 3,28 0,0825 0,97 
Frau -0,0605 -2,80 -0,0994 -3,44 
alleinlebend Referenz    
in Partnerschaft nicht verheiratet 0,0582 1,55 0,1738 5,28 
alleinerziehend 0,0157 0,20 0,0982 1,14 
verheiratet 0,0969 4,75 0,2632 10,42 
Frau * (in Partnerschaft nicht verheiratet) -0,0695 -1,19 -0,1108 -2,16 
Frau * (allein erziehend) 0,0174 0,21 -0,0222 -0,24 
Frau * (verheiratet) -0,2405 -7,94 -0,2720 -7,89 
jüngstes Kind 0-3 Jahre 0,3805 0,44 -1,9996 -2,52 
jüngstes Kind 3-7 Jahre -0,0928 -3,35 -0,1006 -3,08 
jüngstes Kind 7-14 Jahre -0,0289 -1,18 -0,0086 -0,32 
Alter 0 * jüngstes Kind 0-3 Jahre -0,0136 -0,37 0,0868 2,54 
Alter 25 * jüngstes Kind 0-3 Jahre -0,0235 -0,93 -0,0774 -2,75 
Alter 30 * jüngstes Kind 0-3 Jahre 0,0150 0,59 0,0224 0,71 
Alter 35 * jüngstes Kind 0-3 Jahre -0,0116 -0,40 -0,0227 -0,56 
Alter 40 * jüngstes Kind 0-3 Jahre 0,0272 0,61 0,0351 0,53 
Alter 45 * jüngstes Kind 0-3 Jahre 0,0128 0,19 0,0119 0,12 
Teilzeit * jüngstes Kind 0-3 Jahre -0,1796 -2,06 0,0663 0,44 
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Gesundheitszustand:     
keine gesundheitlichen Einschränkungen Referenz    
Behinderungsgrad (BG) 80% 0,4397 3,96 -0,1048 -0,66 
BG 50% 0,2562 5,17 -0,0675 -1,06 
BG 30%, nicht gleichgestellt 0,0003 0,01 0,1149 1,68 
BG 30% gleichgestellt 0,3027 3,08 0,0926 1,11 
Sonstige gesundheitliche Einschränkungen -0,0446 -2,25 0,0183 0,76 
Qualifikation     
Schulabschluss:     
ohne Abschluss Referenz    
Hauptschulabschluss 0,0184 0,85 0,0125 0,40 
Mittlere Reife 0,0430 1,67 0,0453 1,41 
Fachhochschulreife 0,0209 0,57 0,0425 0,63 
Abitur 0,0636 1,76 0,0513 0,95 
Berufliche Ausbildung:        
keine Ausbildung Referenz    
Betriebliche Ausbildung 0,1438 3,67 0,1306 2,91 
Außerbetriebliche Ausbildung 0,2143 3,22 0,0567 1,11 
Berufsfachschule, Fachschule 0,1918 2,36 -0,0234 -0,22 
Universität 0,2540 2,32 0,1091 0,60 
Fachhochschule 0,1842 1,36 0,0863 0,44 
Qualifikation nach Einschätzung des Agenturmitar-
beiters:     
Kräfte mit und ohne Fachkenntnisse Referenz    
Fachkräfte 0,0930 5,07 0,1139 6,26 
Kräfte mit Fachschulniveau 0,1382 3,05 0,2011 3,51 
Kräfte mit Fachhochschulniveau 0,1604 2,46 0,1263 1,62 
Kräfte mit Hochschulniveau und Spitzenkräfte 0,0814 1,20 -0,0858 -1,06 
sonstige Kräfte 0,2544 3,88 0,1735 2,56 
Berufserfahrung im gewünschten Beruf (Einschät-
zung des Agenturmitarbeiters) 0,0985 3,06 0,0517 1,13 
Berufserfahrung * Betriebliche Ausbildung -0,0627 -1,58 -0,0711 -1,44 
Berufserfahrung * Außerbetriebliche Ausbildung -0,0678 -0,89 0,1275 1,89 
Berufserfahrung * Berufsfachschule -0,0418 -0,48 0,1051 0,92 
Berufserfahrung * Universität -0,0742 -0,68 -0,2135 -1,16 
Berufserfahrung * Fachhochschule -0,0318 -0,23 0,0752 0,37 
Jobwechsel (laut 2-stelliger Berufskennziffer) -0,0227 -1,71 0,0186 1,20 
Präferierte Arbeitszeit:     
nur Vollzeit Referenz    
nur Teilzeit oder Sonstige Arbeitszeit -0,2104 -6,64 -0,2032 -3,16 
zukünftige Arbeitszeit egal 0,0494 1,53 0,0107 0,31 
Vollzeit, auch Schicht 0,1985 3,09 0,1488 4,12 
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Letzter Kontakt mit Arbeitsmarkt     
Entgelt größer 0 bis 20 0,0266 0,86 -0,0576 -1,83 
Entgelt größer 20 bis 40 0,0018 0,09 -0,0873 -4,71 
Entgelt größer 40 bis 60 -0,0178 -0,95 0,0676 3,23 
Entgelt größer 60 bis 80 -0,0234 -1,08 0,0541 1,43 
Entgelt größer 80 bis 100 0,0203 0,63 0,0839 1,19 
Entgelt größer 100 0,0426 1,10 0,0024 0,02 
Grund für Beendigung des letzten Arbeitsverhältnisses:    
Kündigung durch Arbeitgeber 0,0469 2,41 0,0587 2,26 
befristeter Vertrag 0,0642 2,88 -0,0709 -2,86 
sonstiger Grund Referenz       
Frühere Abmeldungen aus Arbeitslosigkeit:     
Krankmeldungen, Dummy 0,0052 0,26 0,0178 0,86 
Krankmeldungen, Anzahl -0,0008 -0,15 0,0146 2,28 
fehlende Verfügbarkeit, Dummy 0,0780 2,94 -0,0925 -2,11 
fehlende Verfügbarkeit, Anzahl -0,0105 -0,76 0,0270 0,96 
Sperrzeiten, Dummy -0,1259 -1,29 -0,3894 -1,83 
Sperrzeiten, Anzahl 0,0832 0,98 0,3727 1,88 
Säumniszeiten, Dummy -0,0210 -0,28 -0,1488 -1,39 
Säumniszeiten, Anzahl -0,0678 -1,08 -0,0006 -0,01 
Leistungsbezug pro Tag (€)     
Leistungbezug größer 0 bis 10 -0,0375 -0,82 -0,0658 -0,72 
Leistungbezug größer 10 bis 15 -0,0660 -1,59 -0,0505 -0,56 
Leistungbezug größer 15 bis 20 -0,0242 -0,62 -0,0773 -0,87 
Leistungbezug größer 20 bis 25 -0,0910 -2,44 -0,1121 -1,27 
Leistungbezug größer 25 bis 30 -0,0626 -1,71 -0,0912 -1,03 
Leistungbezug größer 30 bis 40 -0,0713 -2,05 -0,0162 -0,18 
Berücksichtigung saisonaler Effekte     
Ausgabe im Februar -0,2689 10,88 0,1120 3,56 
Ausgabe im März -0,0901 -3,52 0,2242 6,62 
Ausgabe im April -0,6592 26,65 -0,7208 20,52 
Ausgabe im Mai -0,4739 17,69 -0,6369 14,92 
Ausgabe im Juni -0,5138 18,46 -0,6251 13,31 
Die folgenden Variablen wurden aus Platzgründen nicht dargestellt: Indikatorvariable zur Beschreibung der 
langfristigen Arbeitsmarkthistorie der Individuen und Splinefunktion für die bisherige Dauer des aktuellen 
Arbeitslosigkeitsspells (121 Variablen), Indikatorvariable für den Agenturbezirk (146 in Westdeutschland 
und 34 in Ostdeutschland) 
 
 
 
 
 
 
28 
Tabelle A2: Ausgleichstests vor und nach der Kontrollgruppenbildung: 
VGS-Bezieher und Kontrollgruppe BDGV sowie BDGV und Kontrollgruppe 
VGS-Bezieher (ausgewählte Merkmale) 
 West Ost 
 Standardisierte Differenz Standardisierte Differenz 
 
Vor   
Match-
ing 
Nach  
Matching  
(BDGV 
als Kon-
trollgr.) 
Nach  
Matching  
(VGS  
als Kon-
trollgr.) 
Vor   
Mat-
ching 
Nach  
Matching  
(BDGV 
als Kon-
trollgr.) 
Nach  
Matching  
(VGS  
als Kon-
trollgr.) 
P(VGS) / ( P(VGS) + 
P(BGVD)) 124,6 0,5 0,5 103,4 0,3 0,4 
Arbeitslosigkeitdauer 
bis zum (hyp.) Ausga-
bezeitpunkt 4,5 1,5 0,9 9,9 0,7 2,9 
Alter 18,3 0,8 1,3 15,3 2,7 2,4 
Ausländische Nation-
alität 7,1 4,1 0,7 3,5 0,7 0,2 
Frauen 8,4 0,0 0,0 14,4 0,0 0,0 
in Partnerschaft,  
nicht verheiratet 4,9 0,7 0,8 2,4 2,2 1,0 
alleinerziehend 1,3 0,3 1,2 1,5 1,1 1,0 
verheiratet 3,3 0,0 0,3 10,9 0,7 0,4 
Kinder 0-3 Jahre 0,5 3,2 0,7 0,7 0,9 2,1 
Kinder 3-7 Jahre 2,6 0,4 2,6 0,6 1,3 1,2 
Kinder 7-14 Jahre 2,0 3,9 1,1 2,1 1,0 1,2 
Behinderungsgrad 
(BG) 80% 2,9 1,4 0,5 0,2 0,1 0,6 
BG 50% 4,4 0,3 1,1 0,9 3,3 0,5 
BG 30%, nicht gleich-
gestellt 2,0 0,7 0,9 2,3 1,2 2,4 
BG 30%, gleichgestellt 3,5 0,3 0,7 2,8 5,4 0,2 
Sonstige gesund-
heitliche  
Einschränkungen 2,3 0,2 0,6 0,7 1,2 2,5 
Hauptschulabschluss 5,9 2,8 0,5 7,1 1,2 1,2 
Mittlere Reife 8,8 2,3 1,6 8,0 1,0 0,9 
Fachhochschulreife 1,1 0,8 1,0 2,3 2,7 1,5 
Abitur 3,0 0,4 0,1 3,7 2,3 0,2 
betriebliche Aus-
bildung 4,7 1,2 0,9 10,6 1,2 1,1 
Außerbetriebliche 
Ausbildung 3,1 1,1 0,7 8,7 0,7 1,1 
Berufsfachschule, 
Fachschule 2,2 0,0 1,2 2,3 1,9 2,4 
Universität 3,2 4,3 0,6 2,3 2,6 0,2 
Fachhochschule 2,4 1,3 0,7 4,9 2,5 2,2 
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Kräfte mit Hochschul-
niveau  
und Spitzenkräfte 3,1 1,8 0,3 1,9 1,2 1,8 
Kräfte mit Fach-
hochschulniveau 2,8 2,5 0,5 4,4 3,9 1,3 
Kräfte mit Fachschul-
niveau 2,4 2,8 0,7 4,9 0,9 1,5 
Fachkräfte 2,4 0,4 0,2 5,6 4,3 0,5 
Sonstige Kräfte  7,7 6,1 0,6 3,7 3,9 0,1 
Arbeit-
slose/Erwerbstätige 47,9 5,2 2,2 9,4 4,5 2,6 
Gemeldete Stel-
len/Erwerbstätige 9,6 8,4 2,3 37,6 0,5 1,3 
Kurzar-
beiter/Erwerbstätige 13,3 2,0 1,3 9,7 1,7 0,3 
ABM/Erwerbstätige 39,8 1,3 0,7 23,3 3,0 0,3 
FbW/Erwerbstätige 45,0 1,0 3,7 19,4 2,5 1,0 
Arbeitslose/Mitarbeiter 30,7 4,5 2,4 21,7 1,9 1,2 
 
 
 
Tabelle A3: Sensitivitätsanalyse mit Caliper-Matching (Caliper von 0,001); 
Anteil der Teilnehmer, die bei der Schätzung nicht berücksichtigt wurden, da 
innerhalb des Calipers keine Kontrollperson gefunden werden konnte. 
West 
 Anzahl mit Support ohne Support Anteil Ohne.
VGS-Bezieher 168.156 107.976 60.180 35,8%
Zugewiesene in BGVD 43.255 32.989 10.266 23,7%
Ost 
 Anzahl mit Support ohne Support Anteil Ohne 
VGS-Bezieher 128.469 88.213 40.256 31,3%
Zugewiesene in BGVD 31.854 22.796 9.058 28,4%
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Abbildung A1: Common Support für Westdeutschland; Verteilung des  
Propensity Scores für VGS-Bezieher und Zugewiesene zu BDGV,  
1. Halbjahr 2004. 
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Quelle: Eigene Berechnungen mit den Daten der Bundesagentur für Arbeit, siehe Text. 
 
Abbildung A2: Common Support für Ostdeutschland; Verteilung des  
Propensity Scores für VGS-Bezieher und an Zugewiesene zu BDGV,  
1. Halbjahr 2004.  
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Quelle: Eigene Berechnungen mit den Daten der Bundesagentur für Arbeit, siehe Text. 
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Abbildung A3: Durchschnittliche direkte Effekte des VGS-Bezugs gegen-
über der Alternative Zuweisung zu BDGV für die VGS-Bezieher mit  
95%-Konfidenzintervall bei Caliper-Matching;  
Maßnahmen im ersten Halbjahr 2004. 
 
Quelle: Eigene Berechnungen mit den Daten der Bundesagentur für Arbeit, siehe Text. 
 
 
Abbildung A4: Durchschnittliche direkte Effekte der Zuweisung zu BDGV 
gegenüber der Alternative VGS-Bezug für die Zugewiesenen mit  
95%-Konfidenzintervall bei Caliper-Matching;  
Maßnahmen im ersten Halbjahr 2004. 
 
Quelle: Eigene Berechnungen mit den Daten der Bundesagentur für Arbeit, siehe Text. 
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